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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Der Bundesrat habe zu prüfen, auf welche Weise touristische Transportunternehmen
wie Seilbahnen in arbeitsrechtlicher Hinsicht entlastet werden könnten. Dieser
Meinung war der Ständerat in der Herbstsession 2016 und überwies diskussionslos eine
Postulat seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-SR). Das
Arbeitszeitgesetz (AZG) sei, so Ständerat Wicki (fdp, NW) für die Kommission, für
touristische Betriebe nur partiell geeignet. Er schlug dem Bundesrat vor, das AZG
entweder für touristische Betriebe flexibel anzuwenden oder touristische
Unternehmen aus dessen Geltungsbereich zu entheben. 1

POSTULAT
DATUM: 26.09.2016
DAVID ZUMBACH

Arbeitsrecht

Eine von Ständerat Hans Wicki (fdp, NW) eingereichte Motion wollte den Bundesrat
beauftragen, das Arbeitsrecht so anzupassen, dass Arbeitnehmende und
Arbeitgebende flexibel Homeoffice praktizieren beziehungsweise anbieten können.
Konkret schlug Wicki verschiedene Änderungen vor: So wollte er unter anderem den
Begriff «Homeoffice» möglichst einfach und unabhängig davon, ob die
Arbeitnehmenden teilweise, regelmässig oder unregelmässig von zu Hause aus arbeiten,
definieren. Arbeitnehmende sollten schriftlich ihr Einverständnis für Homeoffice geben
können, zudem sollten sie Arbeitszeiten, Pausen und Ruhezeiten «unter Wahrung der
betrieblichen Notwendigkeiten» selbstständig festlegen können. Entsprechend sollten
im Homeoffice auch keine Bewilligung für Nacht- und Sonntagsarbeit oder ein
Lohnzuschlag nötig sein, sofern die Arbeitnehmenden die Arbeit nach ihrem freien
Ermessen zu diesen Zeiten leisten. Diese Flexibilisierung der Arbeitszeit helfe bei der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, argumentierte Wicki.
Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen, da diese Fragen bereits in der
parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.Iv. 16.484) behandelt würden.
Der Ständerat beschäftigte sich im Rahmen der Wintersession 2021 mit dieser Motion.
Mittels Ordnungsantrag beantragte Erich Ettlin (mitte, OW), die Motion der WAK-SR zur
Vorprüfung zuzuweisen, da sich die Kommission bereits mit anderen Vorstösse zum
gleichen Thema beschäftigte (Pa. Iv. 16.414, Mo. 21.3686, Pa. Iv. 16.484). Sowohl Motionär
Wicki als auch der Ständerat insgesamt unterstützten diesen Ordnungsantrag. Hannes
German (svp, SH) bat jedoch darum, zukünftig auf solche Vorstösse oder auf ihre
Zuweisung an die Kommissionen zu verzichten, um diese nicht zu überlasten. Der
Ständerat sollte «in der Lage sein [...], über einfache Fragen zu entscheiden». 2

MOTION
DATUM: 15.12.2021
GIADA GIANOLA

Im Dezember 2019 reichte Christian Wasserfallen (fdp, BE) eine Motion ein, mit der er
den Bundesrat beauftragen wollte, die Grundlagenerhebung für die
Stellenmeldepflicht zu verbessern, damit Arbeitnehmende mit unterschiedlichen
Qualitätsniveaus nicht zusammen in derselben Berufsart erfasst werden. Das
bestehende System sei unpräzise und unzuverlässig, so Wasserfallen, weil eine
Erklärung der Berufsbezeichnungen in unterschiedlichen Sprachen fehle und die
Angaben auf Selbstdeklaration beruhten. Somit seien eine Verifizierung der
Selbstdeklaration und vorgegebene Selektionsmöglichkeiten in verschiedenen Sprachen
in den Online-Umfragen nötig. 
Wie bei der Motion Wicki (fdp, NW; Mo. 21.3688) erklärte der Bundesrat in seiner
Stellungnahme, dass das BFS seit Oktober 2019 die Schweizer Berufsnomenklatur CH-
ISCO-19 verwende, die in den drei Landessprachen Deutsch, Französisch und
Italienisch verfügbar sei. Dabei sei es korrekt, dass Arbeitnehmende mit
unterschiedlichen Qualitätsniveaus in die gleiche Kategorie fielen, solange eine Person
«über Berufserfahrung verfügt, die sie zur Ausübung der entsprechenden Tätigkeit
befähigt». Die Tätigkeiten der Arbeitnehmenden beruhten überdies nicht auf einer
Selbsteinschätzung, sondern würden im Gespräch mit den RAV und anhand der
verfügbaren Dokumentationen der Arbeitnehmenden festgelegt. Der Bundesrat sah aus
diesen Gründen keinen Bedarf, die Grundlagenerhebung zu verbessern, und empfahl,
die Motion abzulehnen. Im Dezember 2021 wurde die Motion abgeschrieben, da sie
nicht innert zwei Jahren vom Nationalrat behandelt worden war. 3

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GIADA GIANOLA
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Nachdem ihr die Motion zur Vorberatung zugewiesen worden war, beantragte die WAK-
SR knapp mit 5 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), die von Ständerat Hans Wicki (fdp,
NW) eingereichte Motion abzulehnen. Diese wollte den Bundesrat beauftragen, das
Arbeitsrecht so anzupassen, dass Arbeitnehmende und Arbeitgebende flexibel
Homeoffice praktizieren beziehungsweise anbieten können. Kommissionssprecher
Stefan Engler (mitte, GR) unterstütze im Rahmen der Frühjahrssession 2022 das
Argument des Bundesrates, wonach die gesetzlichen Grundlagen für die Regelung
flexibler Heimarbeit genügten. Zudem beschäftige sich die WAK-NR gleichzeitig mit
einer vom ehemaligen Nationalrat Thierry Burkart (fdp, AG; Pa.Iv. 16.484) eingereichten
parlamentarischen Initiative, die ebenfalls eine Lockerung der Bedingungen für
Heimarbeit verlangte. Die Mehrheit der ständerätlichen Kommission erachtete damit
die Anpassung der rechtlichen Grundlagen als bereits auf dem Weg. Motionär Wicki
betonte in der Debatte noch einmal, wie wichtig es sei, die rechtlichen Grundlagen an
die neuen Formen der flexiblen Arbeit anzupassen, damit Individuen und Familien ihr
Leben nach ihren Bedürfnissen gestalten können. Dennoch folgte der Ständerat dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit und lehnte mit 21 zu 18 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) die Motion knapp ab. Das Geschäft war somit erledigt. Die gleichzeitig
behandelte Motion Jositsch (sp, ZH; Mo. 21.3686) wurde von diesem zurückgezogen. 4

MOTION
DATUM: 17.03.2022
GIADA GIANOLA

Im Rahmen der Frühlingssession 2023 beschäftigte sich der Ständerat mit dem
Gesetzesentwurf zur Änderung des Entsendegesetzes, das eine gesetzliche Grundlage
für die Plattform zur elektronischen Kommunikation zwischen Vollzugsorganen der
flankierenden Massnahmen schaffen sollte. Die kleine Kammer beschloss, ohne
Gegenantrag auf den Entwurf einzutreten. Der Kommissionssprecher der WAK-SR, Hans
Wicki (fdp, NW), betonte, dass die Kommission nicht nur Eintreten, sondern auch die
Annahme des Gesetzentwurfs ohne Änderungen einstimmig beantrage, zumal die
Vorlage bereits im Rahmen der gescheiterten letzten Revision des Entsendegesetzes
beraten worden sei. Überdies erachte es die Kommission auch nicht als problematisch,
dass die Plattform bereits seit Dezember 2022 in Betrieb sei. Einstimmig, mit 36 zu 0
Stimmen, sprach sich der Ständerat in der folgenden Gesamtabstimmung für Annahme
des Entwurfs aus. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2023
GIADA GIANOLA

1) AB SR, 2016, S. 771.
2) AB SR, 2021, S. 1382 f.; Mo. 21.4188
3) Mo. 19.4400
4) AB SR, 2022, S. 241 ff.; Bericht WAK-SR vom 3.2.22
5) AB SR 2023, S. 82; Medienmitteilung WAK-SR vom 17.1.23
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